
GEMEINDE EDEWECHT 
Die Bürgermeisterin 

Edewecht, den 19. Mai 2016 

  
 
 
An die Mitglieder 
des Straßen- und Wegeausschusses der 
Gemeinde Edewecht 

 

 
- Abdruck gelangt an alle übrigen Ratsmitglieder - 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
 
am 

 
Dienstag, dem 31.05.2016, um 18:00 Uhr, 

 
soll die nächste Sitzung des Straßen- und Wegeausschusses der Gemeinde 
Edewecht in der Mensa der Oberschule Edewecht (Eingang von der Straße 
Holljehof) stattfinden. Zu dieser Sitzung lade ich Sie hiermit im Einvernehmen mit 
dem Ausschussvorsitzenden ein. 
 
 
Tagesordnung: 
 

A. Öffentlicher Teil 
  
  
1. Eröffnung der Sitzung 
  
2. Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung, der Beschlussfähigkeit und der 

Tagesordnung 
  
3. Genehmigung des Protokolls über die Sitzung des Straßen- und 

Wegeausschusses am 09.02.2016 
  
4. Mitteilungen der Bürgermeisterin 
  
5. Einwohnerfragestunde 
  
6. Verkehrssituation auf der B 401; Bericht der Polizeiinspektion Oldenburg 

Stadt/Ammerland und des Landkreises Ammerland 
Vorlage: 2016/FB III/2169 

  
7. Vollsignalanlage im Bereich Friedrichsfehner Straße/Dorfstraße/Alma-Rogge-

Straße in Friedrichsfehn; 
Überprüfung der Verkehrssituation 
Vorlage: 2016/FB III/2171 
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8. Verkehrskreisel im Bereich Jeddeloher Damm/Wischenstraße/Jückenweg; 

Überprüfung der Verkehrssituation 
Vorlage: 2016/FB III/2174 

  
9. Antrag der SPD-Fraktion zum Umbau der Ampelkreuzung 

Hauptstraße/Schepser Damm/Bachmannsweg zu einem Kreisverkehr 
Vorlage: 2016/FB III/2175 

  
10. Errichtung eines Baumtores in Höhe des Ortsschildes Husbäke am Ortsende 

Richtung Edewecht; 
Stellungnahmen des Ortsvereins Husbäke und des Landkreises Ammerland 
Vorlage: 2016/FB III/2173 

  
11. Antrag der SPD-Fraktion zur Verkehrssicherheit auf Gemeindestraßen 

Vorlage: 2016/FB III/2170 
  
12. Reduzierung der Belastung der Gemeindestraßen durch den zunehmenden 

Schwerlastverkehr; 
Antrag der SPD-Fraktion 
Vorlage: 2016/FB III/2176 

  
13. Sanierung der Alpenrosenstraße von der L828 bis zum Wiesenweg, Kleefeld 

Vorlage: 2016/FB III/2172 
  
14. Befestigung einer Teilstrecke des Blendermannsweges in Friedrichsfehn 

Vorlage: 2016/FB III/2177 
  
15. Vergabe eines Straßennamens für die private Wegefläche im Baugebiet Nr. 

159 am Roten Steinweg 
Vorlage: 2016/FB III/2166 

  
16. Anfragen und Hinweise 
  
17. Einwohnerfragestunde 
  
18. Schließung der Sitzung 

 
 
Mit freundlichem Gruß 
 
 
 
Petra Lausch 
 
 
Anlagen 
 



 
 

Berichtsvorlage 
Nr. 2016/FB III/2169 

 

 
19. Mai 2016 

 

Verkehrssituation auf der B 401; Bericht der Polizeiinspektion Oldenburg 
Stadt/Ammerland und des Landkreises Ammerland 
 
Beratungsfolge Datum Zuständigkeit 
Straßen- und Wegeausschuss 31.05.2016 Kenntnisnahme 

 

 

Federführung: Fachbereich Bauen, Planen und Umwelt 

Beteiligungen: Stabstelle 

Verfasser/in: Kahlen, Wilfried 04405/916 140 

 
 
 
Sachdarstellung: 
In den letzten Jahren wurde in den Gremien der Gemeinde häufiger die 
Verkehrssituation auf der B 401 thematisiert. Zuletzt wurde in diesem 
Zusammenhang ein Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen für die Einführung 
einer Geschwindigkeitsbegrenzung und eines Überholverbotes behandelt. Ergebnis 
war Ende 2014 ein Auftrag an die Verwaltung, den Landkreis um Überprüfung zu 
bitten, welche Maßnahmen ergriffen werden können, um die Verkehrssicherheit auf 
der B 401 zu erhöhen. Zeitnah wurde seinerzeit der Landkreis um entsprechende 
Überprüfung gebeten. In der Folge wurden hierzu verschiedene Gespräche mit den 
für die Verkehrssicherheit auf der B 401 zuständigen Behörden geführt. Beteiligt 
waren Vertreter des Landkreises, der Nds. Landesbehörde für Straßenbau und 
Verkehr, der Straßenmeisterei Westerstede und der Polizeiinspektion Oldenburg 
Stadt/Ammerland. 
 
Letztlich wurde mit den beteiligten Behörden vereinbart, dass Frau Meiners als 
Leiterin der unteren Verkehrsbehörde des Landkreises und Herr Stegemann als 
zuständiger Sachbearbeiter „Einsatz/Verkehr“ der Polizeiinspektion Oldenburg 
Stadt/Ammerland dem Straßen- und Wegeausschuss der Gemeinde Edewecht über 
die Verkehrssituation Bericht erstatten.  Dieses soll in der anstehenden Sitzung am 
31.05. d. J. erfolgen. 
 
 



 
 

Berichtsvorlage 
Nr. 2016/FB III/2171 

 

 
18. Mai 2016 

 

Vollsignalanlage im Bereich Friedrichsfehner Straße/Dorfstraße/Alma-Rogge-
Straße in Friedrichsfehn; 
Überprüfung der Verkehrssituation 
 
Beratungsfolge Datum Zuständigkeit 
Straßen- und Wegeausschuss 31.05.2016 Kenntnisnahme 

 

 

Federführung: Fachbereich Bauen, Planen und Umwelt 

Beteiligungen: Stabstelle 

Verfasser/in: Kahlen, Wilfried 04405/916 140 

 
 
 
Sachdarstellung: 
Mit Blick auf die Installierung einer  Vollsignalanlage wurde der Knotenpunkt 
Friedrichsfehner Straße/Dorfstraße/Alma-Rogge-Straße bereits im Jahre 2012 
überprüft. Ergebnis war seinerzeit, dass die Voraussetzungen für die Installierung 
einer Ampelanlage nicht gegeben waren. Festgestellt wurde damals, dass nach 
Ablauf von drei Jahren eine erneute Überprüfung erfolgen sollte. 
 
Diese Überprüfung ist inzwischen erfolgt, und zwar mittels Verkehrszählungen und 
durch eine Verkehrsbeobachtung. Das Ergebnis ergibt sich aus einer 
zusammenfassenden Stellungnahme der Nds. Landesbehörde für Straßenbau und 
Verkehr vom 02.02.2016, die dieser Beschlussvorlage als Anlage beigefügt ist. 
Demnach kann zum momentanen Zeitpunkt keine Empfehlung für die Installation 
einer Vollsignalanlage gegeben werden. In einem gemeinsamen Gespräch mit der 
Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr, dem Landkreis Ammerland und der 
Polizeiinspektion Oldenburg Stadt/Ammerland am 09.02.2016 wurde sich dafür 
ausgesprochen, auf entsprechende Empfehlung der Landesbehörde hin den 
Knotenpunkt weiter zu beobachten und in drei Jahren nochmals zu überprüfen.  
 
Anlagen: 

- Stellungnahme der Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr 
 
 







 
 

Berichtsvorlage 
Nr. 2016/FB III/2174 

 

 
18. Mai 2016 

 

Verkehrskreisel im Bereich Jeddeloher Damm/Wischenstraße/Jückenweg; 
Überprüfung der Verkehrssituation 
 
Beratungsfolge Datum Zuständigkeit 
Straßen- und Wegeausschuss 31.05.2016 Kenntnisnahme 

 

 

Federführung: Fachbereich Bauen, Planen und Umwelt 

Beteiligungen: Stabstelle 

Verfasser/in: Kahlen, Wilfried 04405/916 140 

 
 
 
Sachdarstellung: 
Über das Thema wurde im Jahr 2012 in den Gremien der Gemeinde beraten. 
Seinerzeit wurde von den zuständigen Verkehrsbehörden (Landkreis, 
Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr sowie Polizeiinspektion Oldenburg 
Stadt/Ammerland) in der Gesamtbetrachtung die zwingende Erforderlichkeit für den 
Bau eines Verkehrskreisels nicht gesehen. Letztlich hat der Verwaltungsausschuss 
seinerzeit dann beschlossen, dass die Verkehrssituation im betreffenden Bereich 
nach Ablauf von drei Jahren erneut überprüft werden sollte.   
 
Auf entsprechenden Hinweis der Verwaltung hin wurden mittlerweile die aktuellen 
Verkehrszahlen erhoben und neu bewertet. Folgende Werte wurden ermittelt: 

- L 828 Jeddeloher Damm: DTV 8.774 Fahrzeuge/V-85-Wert 55 bzw. 56 km/h 
- K 142 Wischenstraße: DTV 2.734 Fahrzeuge/V-85-Wert 57 km/h 
- Jückenweg: DTV 1.700 Fahrzeuge/V-85-Wert 70 km/h. 

Das Unfallgeschehen ist rückläufig. In den Jahren 2012 bis 2014 gab es acht Unfälle, 
im Jahr 2012 vier und in den Jahren 2013 und 2014 jeweils zwei.  
 
Ergebnis der Überprüfung ist, dass die Verkehrsbehörden auch jetzt feststellen, dass 
es an der Kreuzung Jeddeloher Damm/Wischenstraße/Jückenweg derzeit keinen 
Handlungsbedarf gibt.   
 
Anzumerken ist in diesem Zusammenhang noch, dass die Verwaltung den Landkreis 
gebeten hat, auf dem Jückenweg „zu blitzen“. Der oben angegebene V-85-Wert von 
70 km/h wurde auf halber Strecke zwischen der Landesstraße und der Straße 
Hinterm Rhaden gemessen.   
 
 



 
 

Berichtsvorlage 
Nr. 2016/FB III/2175 

 

 
18. Mai 2016 

 

Antrag der SPD-Fraktion zum Umbau der Ampelkreuzung 
Hauptstraße/Schepser Damm/Bachmannsweg zu einem Kreisverkehr 
 
Beratungsfolge Datum Zuständigkeit 
Straßen- und Wegeausschuss 31.05.2016 Kenntnisnahme 

 

 

Federführung: Fachbereich Bauen, Planen und Umwelt 

Beteiligungen: Stabstelle 

Verfasser/in: Kahlen, Wilfried 04405/916 140 

 
 
 
Sachdarstellung: 
Die Verwaltung wurde aufgrund des Antrages der SPD-Fraktion mit Beschluss des 
Verwaltungsausschusses vom 12.10.2015 beauftragt, mit der Landesbehörde für 
Straßenbau und Verkehr und dem Landkreis die Umsetzung bzw. Finanzierbarkeit 
eines Kreisverkehrs im Kreuzungsbereich Hauptstraße/Schepser 
Damm/Bachmannsweg zu erörtern. Entsprechende Gespräche wurden inzwischen 
geführt. 
 
In der Verkehrsbesprechung am 08.12.2015 wurde von der Landesbehörde 
festgestellt, dass die Kreuzung bereits mit einer Lichtsignalanlage geregelt wird und 
problemlos läuft. Eine Kostenbeteiligung des Landes könne daher nicht in Aussicht 
gestellt werden. In der Besprechung wurde zudem darauf hingewiesen, dass in dem 
besagten Kreuzungsbereich in den Jahren 2012 bis 2014 15 Unfälle registriert 
wurden, davon zwei Rotlichtverstöße und vier Abbiegeunfälle. Auf den Hinweis der 
Verwaltung hin, dass die Wartezeiten wegen der fehlenden Linksabbiegespuren in 
der Hauptstraße zu lang seien und es zu Rückstaus komme, wurde vereinbart, die 
Verkehrssituation vor Ort zu beobachten. Dieser Termin fand am 15.03.2016 statt. 
Festgestellt wurde, dass vor allem die Verkehrsführung Richtung Süddorf atypisch 
ist. Normalerweise wird die Markierung für Geradeausfahrer mit einer 
Rechtsabbieger-Markierung kombiniert. Hier ist jedoch dieses genau anders herum 
markiert worden. Geradeausfahrer würden wartende Linksabbieger häufig rechts 
überholen, wodurch es zu gefährlichen Situationen kommt. Aufgrund dieser 
Feststellungen vor Ort wird die Landesbehörde im Zusammenhang mit den 
aufgebrachten Markierungen die Verkehrsführung überprüfen.  
 
Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass sich sowohl die Landesbehörde 
für Straßenbau und Verkehr als auch der Landkreis Ammerland sich nicht an Kosten 
für einen Verkehrskreisel beteiligen werden. Die geschätzten Baukosten würden sich 
übrigens einschließlich Ablösebetrag auf rund 425.000,- € belaufen.  
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Im Zusammenhang mit den Gesprächen zum Verkehrskreisel hat die Verwaltung 
auch die Anordnung von Tempo 30 km/h im besagten Kreuzungsbereich 
thematisiert, wie dies von einem Bürger in der Fachausschusssitzung angeregt 
wurde. Hierzu wird von den Verkehrsbehörden kein Handlungsbedarf gesehen, 
zumal erfahrungsgemäß dieses den Lärmpegel nur um 1 bis 2 dB reduzieren würde, 
was für das menschliche Gehör kaum wahrnehmbar ist. Grundsätzlich wird 
Verkehrslärm an Landesstraßen nur dann geprüft, wenn größere Baumaßnahmen 
geplant sind.  
 
Es wird gebeten, von diesem Bericht Kenntnis zu nehmen.  
 
 



 
 

Berichtsvorlage 
Nr. 2016/FB III/2173 

 

 
19. Mai 2016 

 

Errichtung eines Baumtores in Höhe des Ortsschildes Husbäke am Ortsende 
Richtung Edewecht; 
Stellungnahmen des Ortsvereins Husbäke und des Landkreises Ammerland 
 
Beratungsfolge Datum Zuständigkeit 
Straßen- und Wegeausschuss 31.05.2016 Kenntnisnahme 

 

 

Federführung: Fachbereich Bauen, Planen und Umwelt 

Beteiligungen: Stabstelle 

Verfasser/in: Kahlen, Wilfried 04405/916 140 

 
 
 
Sachdarstellung: 
Die bisherigen Beratungen in den Gremien der Gemeinde im März 2015 basierten 
auf einem Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Parallel zum beantragten Bau 
eines Baumtores wurde auch die Anordnung von Tempo 60 km/h im Bereich vor dem 
Ortschild thematisiert. Daraus resultierte letztlich der Auftrag des Rates an die 
Verwaltung, zu dem Bau eines Baumtores in der Ortseinfahrt Stellungnahmen vom 
Landkreis Ammerland und vom Ortsverein Husbäke einzuholen. Der Landkreis sollte 
in diesem Zusammenhang auch darum gebeten werden, die aktuellen 
Geschwindigkeiten zu erfassen. Des Weiteren sollte der Landkreis gebeten werden 
zu prüfen, ob die zulässige Geschwindigkeit auf dem Bachmannsweg vor der 
Ortseinfahrt auf 60 km/h reduziert werden kann.  
 
Mittlerweile liegen die Stellungnahmen des Ortsvereins Husbäke und des 
Landkreises Ammerland vor. Diese sind dieser Berichtsvorlage als Anlagen 
beigefügt. Im Ergebnis sieht der Landkreis auf seiner Kreisstraße keinen Raum für 
den Bau des beantragten Baumtores und für die Anordnung von Tempo 60 km/h im 
betreffenden Bereich. Demgegenüber wurde mittlerweile von der Straßenmeisterei 
das vom Ortsverein ins Gespräch gebrachte zusätzliche Ortsschild auf der linken 
Seite der Straße aufgestellt.   
 
Es wird gebeten, von diesem Bericht Kenntnis zu nehmen. Die Fraktion 
Bündnis90/Die Grünen und der Ortsverein Husbäke haben vom Landkreis 
Ammerland direkt eine Ausfertigung der Stellungnahme erhalten.  
 
Anlagen: 

- Stellungnahme des Ortsvereins Husbäke vom 03.04.2015 
- Stellungnahme des Landkreises vom 12.05.2016 

 
 















 
 

Beschlussvorlage 
Nr. 2016/FB III/2170 

 

 
18. Mai 2016 

 

Antrag der SPD-Fraktion zur Verkehrssicherheit auf Gemeindestraßen 
 
Beratungsfolge Datum Zuständigkeit 
Straßen- und Wegeausschuss 31.05.2016 Vorberatung 
Verwaltungsausschuss    Entscheidung 

 

 

Federführung: Fachbereich Bauen, Planen und Umwelt 

Beteiligungen: Stabstelle 

Verfasser/in: Kahlen, Wilfried 04405/916 140 

 
 
 
Sachdarstellung: 
Zu dem entsprechenden Antrag der SPD-Fraktion wurde die Verwaltung mit 
Beschluss des Verwaltungsausschusses am 08.12.2015 beauftragt, die sich aus 
dem Antrag der SPD-Fraktion auf Beantwortung von Fragen zur Verkehrssicherheit 
ergebenden Punkte am Beispiel der Gemeindestraße Tütjenbarg aufzuarbeiten.  
 
Hierzu hat die Verwaltung inzwischen Gespräche mit den für die Verkehrssicherheit 
neben der Gemeinde zuständigen Behörden, dem Landkreis Ammerland und der 
Polizeiinspektion Oldenburg Stadt/Ammerland, geführt. Zwei Aspekte wurden dabei 
schwerpunktmäßig erörtert, zum einen die Begrenzung der zulässigen 
Geschwindigkeit durch entsprechende Beschilderung und zum anderen die optische 
Beeinflussung durch Markierungen und Leitpfosten. Auf die zusammenfassende 
Stellungnahme des Landkreises Ammerland, die dieser Beschlussvorlage als Anlage 
beigefügt ist, wird verwiesen. Demnach scheidet eine Begrenzung der 
höchstzulässigen Geschwindigkeit durch Beschilderung aus, weil dieses rechtlich 
nicht zulässig wäre. Herausgearbeitet wurde aber, dass man versuchen könnte, 
durch Aufbringen einer Randmarkierung in Höhe der Bebauung die Fahrbahn des 
Tütjenbarges optisch einzuengen, was dazu führen könnte, dass Autofahrer 
langsamer fahren. Verstärkt werden könnte dieser Effekt noch durch Aufstellen von 
Leitpfosten.  
 
Diese Maßnahme könnte als Pilotprojekt für eine Verkehrsbeeinflussung in 
Siedlungsgebieten im Außenbereich dienen. Insofern ist vorgesehen, vor und nach 
dem  Aufbringen der Randmarkierungen und dem Aufstellen der Leitpfosten aktuelle 
Verkehrserhebungen durchzuführen.  
 
Die Verwaltung unterstützt dieses Pilotprojekt und empfiehlt den Gremien der 
Gemeinde, entsprechenden Maßnahmen am Tütjenbarg zuzustimmen. Die 
Verwaltung wird dann über die Wirksamkeit der Maßnahmen zu gegebener Zeit in 
den Gremien berichten.  
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Finanzierung: 
Das Aufbringen der Randmarkierung kostet ca. 2.200,- €, das Aufstellen von ca. 30 
Leitpfosten rund 410,- €. Die Maßnahmen können im Rahmen der baulichen 
Unterhaltung von Gemeindestraßen ausgeführt werden. 
 
Beschlussvorschlag: 
Dem Aufbringen von Randmarkierungen und dem Aufstellen von Leitpfosten am 
Tütjenbarg in Höhe der Wohnbebauung als Pilotprojekt wird zugestimmt. Über die 
Wirkung dieser Maßnahmen ist zu gegebener Zeit im zuständigen Fachausschuss zu 
berichten.  
 
Anlagen: 

- Stellungnahme des Landkreises 
 
 







 
 

Beschlussvorlage 
Nr. 2016/FB III/2176 

 

 
19. Mai 2016 

 

Reduzierung der Belastung der Gemeindestraßen durch den zunehmenden 
Schwerlastverkehr; 
Antrag der SPD-Fraktion 
 
Beratungsfolge Datum Zuständigkeit 
Straßen- und Wegeausschuss 31.05.2016 Vorberatung 
Verwaltungsausschuss    Entscheidung 

 

 

Federführung: Fachbereich Bauen, Planen und Umwelt 

Beteiligungen: Stabstelle 

Verfasser/in: Kahlen, Wilfried 04405/916 140 

 
 
 
Sachdarstellung: 
Die SPD-Fraktion beantragt mit Schreiben vom 16.02.2016, „dass die Verwaltung 
beauftragt wird zu prüfen, wie die Belastung der Gemeindestraßen durch den 
zunehmenden Schwerlastverkehr reduziert werden kann. Alternativ mögliche 
Maßnahmen werden in Abstimmung mit dem Straßenverkehrsamt des Landkreises 
ermittelt und dem Straßen- und Wegeausschuss zur weiteren Beratung vorgetragen“. 
Der Antrag der SPD-Fraktion ist dieser Beschlussvorlage als Anlage beigefügt. 
 
Das Thema beschäftigt seit geraumer Zeit gleichermaßen die Gremien, die 
Verwaltung und die zuständigen Verkehrsbehörden. Grundsätzlich gilt, dass 
gewichtsbeschränkte Straßen und Wege nur mit dem dafür zugelassenen 
Gesamtgewicht genutzt werden dürfen. Wer über dieses zulässige Gesamtgewicht 
hinaus eine Straße oder einen Weg nutzen will, hat hierfür eine 
Ausnahmegenehmigung nach § 46 der Straßenverkehrsordnung (StVO) zu 
beantragen. Zuständig für die Erteilung der Ausnahmegenehmigungen ist der 
Landkreis als untere Straßenverkehrsbehörde. Für die Gemeindestraßen im Bereich 
der Gemeinde Edewecht gelten  klare Regelungen, die der Landkreis auch in die 
jeweiligen Ausnahmegenehmigungen übernimmt: 
 
1. Das Gesamtgewicht der zum Einsatz kommenden Fahrzeuge darf 26 to mit 

folgender Einschränkung  nicht übersteigen: wegen starker Beschädigungen der 
in der Anlage aufgeführten Straßen und Wege mit Mooruntergrund wird eine 
Ausnahmegenehmigung nur für das Befahren mit Fahrzeugen bis 6 to Achslast 
erteilt; d.h. 2-Achs-LKW 12 to, 3-Achs-Lkw  oder Hänger 18 to, 1–Achs-Hänger 
6 to. Für schwerere Fahrzeuge  sind darüber hinaus zeitlich befristete 
Einzelanträge mit Gewichts- und Fahrroutenangabe zu stellen. 

  
2. Die Ausnahmegenehmigung gilt nicht für Sandwege. Hierfür sind 

Einzelgenehmigungen zu beantragen. 
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3. Die Ausnahmegenehmigung ist bis zum ……….. zu befristen. 
  
4. Die Straßen dürfen nur mit einer Höchstgeschwindigkeit von 30 km/h befahren 

werden. 
  
5. Es dürfen innerhalb der Gemeinde Edewecht lastbeschränkte Gemeindestraßen 

nur für die Durchführung von Aufträgen (Kundenbedienung) in Anspruch 
genommen werden. Zum Zwecke einer Wegstreckenabkürzung, also ohne dass 
eine Kundenbedienung erfolgt, dürfen lastbeschränkte Gemeindestraßen nicht 
befahren werden. 

 
 

(Die im vorstehenden Text angesprochene Anlage mit den  Straßen und Wegen mit 
Mooruntergrund ist dieser Beschlussvorlage ebenfalls beigefügt.) 
 
Sollten höhere Gewichte auf den Straßen bewegt werden, ist dieses besonders zu 
beantragen und die entsprechenden Fahrten werden mit weiteren Auflagen (z. B. 
vorherige Anmeldung von Fahrtzeiten, konkrete Festlegung von Fahrtrouten) 
begleitet.  
  
In der Regel wurden und werden von den gewerblichen Unternehmen die 
entsprechenden Ausnahmegenehmigungen auch beantragt. Eine Kontrolle seitens 
der Gemeinde ist allerdings schwierig wenn nicht gar unmöglich, weil die Gemeinde 
nicht befugt ist, Fahrzeuge anzuhalten und „auf die Waage zu bringen“. Hierfür sind 
der Landkreis bzw. die Polizei zuständig, deren personelle Möglichkeiten für diese 
Aufgabe erfahrungsgemäß aber sehr begrenzt sind.   
 
Problematisch gestaltet sich die Situation mit den landwirtschaftlichen Fahrzeugen, 
wobei schon eine Abgrenzung zu landwirtschaftlichen Lohnunternehmen sehr 
schwierig ist. Landkreisweit wurde bei diesen Fahrzeugen in der Vergangenheit auf 
Ausnahmegenehmigungen verzichtet. Mit der in den vergangenen Jahren 
eingetretenen enormen Vergrößerung der landwirtschaftlichen Fahrzeuge und der 
damit verbundenen Zunahme an Gewicht steigt das Interesse der Gemeinden und 
auch des Landkreises daran, hier verbindliche Regeln für die Benutzung der Straßen 
und Wege zu treffen, und zwar auf der Grundlage der gesetzlichen Anforderungen 
der Straßenverkehrsverordnung. Hierzu werden seit geraumer Zeit gemeinsame 
Gespräche zwischen dem Landkreis, der Polizei und allen Ammerlandgemeinden, 
aber auch mit der Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr und den 
Straßenmeistereien geführt. Abschließende, zukunftsweisende Ergebnisse stehen 
hierzu allerdings noch aus.  
 
Es wäre naheliegend, wenn der Antrag der SPD-Fraktion in diese bereits aktuell 
geführten  Diskussionen mit einfließt.  
 
Beschlussvorschlag: 
Ist in der Sitzung zu erarbeiten. 
 
Anlagen: 

- Antrag der SPD-Fraktion 
- Übersicht mit den stark beschädigten Gemeindestraßen und Wegen mit 

Mooruntergrund 









 
 

Beschlussvorlage 
Nr. 2016/FB III/2172 

 

 
19. Mai 2016 

 

Sanierung der Alpenrosenstraße von der L828 bis zum Wiesenweg, Kleefeld 
 
Beratungsfolge Datum Zuständigkeit 
Straßen- und Wegeausschuss 31.05.2016 Vorberatung 
Verwaltungsausschuss    Entscheidung 

 

 

Federführung: Fachbereich Bauen, Planen und Umwelt 

Beteiligungen: Fachbereich Innere Dienste 
Stabstelle 

Verfasser/in: Kahlen, Wilfried 04405/916 140 

 
 
 
Sachdarstellung: 
Das Thema wurde bereits in den Sitzungen des Straßen- und Wegeausschusses am 
25.11.2015 und am 09.02.2016 zur Diskussion gestellt. Zum Sachinhalt wird insofern 
auf die letzte Beschlussvorlage für die Sitzung am 09.02.2016 verwiesen, die dem 
jetzigen Vorgang als Anlage beigefügt ist. Eine Beratung des Themas wurde am 
09.02.2016 allerdings wegen fehlender Beratungsreife ausgesetzt. Deshalb erfolgt 
nunmehr eine erneute Vorlage des Themas in der jetzt anstehenden Sitzung des 
Straßen- und Wegeausschusses. 
 
Die Erhebung von Anliegerbeiträgen für diese Straßenbaumaßnahme wurde 
inzwischen geprüft. Im vorliegenden Fall soll mit der rd. 450 m langen Ausbaustrecke 
lediglich ein untergeordnetes Teilstück der rd. 2.500 m langen Alpenrosenstraße 
saniert werden. Das führt dazu, dass hier Ausbaubeiträge nicht erhoben werden 
können.  
 
Es wäre nunmehr zu entscheiden, ob und in welchem Umfang die Sanierung des 
Teilstücks der Alpenrosenstraße zur Ausführung gelangen soll. Wenn ja, sollte nach 
Auffassung der Verwaltung die Baumaßnahme wegen der jahreszeitlichen 
Entwicklung in der Natur erst im kommenden Frühjahr zur Ausführung gelangen.  
 
Finanzierung: 
Die Kosten der Sanierung mit Ausweichbuchten werden sich auf rund 160.000,- € 
belaufen. Im Haushalt 2016 stehen für diese Maßnahme 240.000,- € zur Verfügung. 
Diese Summe basiert auf der Kalkulation der ersten Variante mit dem kompletten 
Bodenaustausch in den Seitenbereichen.  
 
Beschlussvorschlag: 
Ist in der Sitzung zu erarbeiten. 
 
Anlagen: 

- Beschlussvorlage zur Sitzung am 09.02.2016  











 
 

Beschlussvorlage 
Nr. 2016/FB III/2177 

 

 
19. Mai 2016 

 

Befestigung einer Teilstrecke des Blendermannsweges in Friedrichsfehn 
 
Beratungsfolge Datum Zuständigkeit 
Straßen- und Wegeausschuss 31.05.2016 Vorberatung 
Verwaltungsausschuss    Entscheidung 

 

 

Federführung: Fachbereich Bauen, Planen und Umwelt 

Beteiligungen: Stabstelle 

Verfasser/in: Kahlen, Wilfried 04405/916 140 

 
 
 
Sachdarstellung: 
Letztmalig haben sich die Gremien im Mai letzten Jahres mit diesem Thema befasst. 
Seinerzeit wurde beschlossen, von einer weiteren Befestigung eines Teilstücks des 
Blendermannsweges abzusehen. Zur Verbesserung der Befahrbarkeit des 
unbefestigten Teils des Blendermannsweges sollte dieser regelmäßig und 
bedarfsorientiert durch einen Lohnunternehmer aufbereitet werden. Nach Ablauf 
eines Jahres sollte die Wirksamkeit dieser Maßnahme evaluiert werden.  
 
Folgendes hat sich seitdem ereignet: 

- Der Weg wurde von einem Lohnunternehmer am 27.05., am 29.09., am 04.11. 
und am 07.12. aufgearbeitet.  

- Im Verlauf der letzten 12 Monate wurde der Weg regelmäßig von Mitarbeitern 
der Verwaltung und des Bauhofes befahren und kontrolliert. Größtenteils 
befand sich der Sandweg in einem befriedigenden, guten bis sehr guten 
Zustand. 

- Lediglich in der zweiten Novemberhälfte/Anfang Dezember gab es Probleme 
mit der Befahrbarkeit, weil der Weg extrem nass war. Zu dieser Zeit haben 
sich auch Fahrzeuge im Weg festgefahren, was aber eher auf die 
Unerfahrenheit der Autofahrer bzw. Ungeeignetheit der Fahrzeuge 
zurückzuführen war. Mit den Fahrzeugen der Gemeinde (VW Caddy, Dacia 
Duster und VW Golf) konnte der Weg auch bei schlechtestem Zustand 
befahren werden. Aufgrund des Zustandes wurde der Weg zu diesem 
Zeitpunkt  für den Durchgangsverkehr gesperrt.  

 
Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass der Weg über den Zeitraum des 
letzten Jahres – wenn auch eingeschränkt für einen kürzeren Zeitraum in der zweiten 
Novemberhälfte/Anfang Dezember – relativ gut passierbar war. Insofern sollte an der 
bisherigen Unterhaltungspraxis für den Weg festgehalten werden. Darüber hinaus 
sollte  der Weg für den Durchgangsverkehr gesperrt bleiben, allerdings mit dem 
Zusatz „Radfahrer frei“. Eine entsprechende verkehrsbehördliche Anordnung hat der 
Landkreis auf Nachfrage in Aussicht gestellt.  



Vorlage Nr. 2016/FB III/2177 Seite 2 von 2 19. Mai 2016 

 

 
Beschlussvorschlag: 
Von einer Befestigung des Blendermannsweges wird auch weiterhin abgesehen. Für 
den unbefestigten Abschnitt des Weges soll der Durchgangsverkehr – 
ausgenommen Radfahrer – ausgeschlossen werden. Die Verwaltung wird beauftragt, 
eine entsprechende verkehrsbehördliche Anordnung beim Landkreis Ammerland zu 
beantragen.    
 
 



 
 

Beschlussvorlage 
Nr. 2016/FB III/2166 

 

 
17. Mai 2016 

 

Vergabe eines Straßennamens für die private Wegefläche im Baugebiet Nr. 159 
am Roten Steinweg 
 
Beratungsfolge Datum Zuständigkeit 
Straßen- und Wegeausschuss 31.05.2016 Vorberatung 
Verwaltungsausschuss 14.06.2016 Vorberatung 
Rat 20.06.2016 Entscheidung 

 

 

Federführung: Fachbereich Bauen, Planen und Umwelt 

Beteiligungen: Stabstelle 

Verfasser/in: Knorr, Reiner 04405/916 141 

 
 
 
Sachdarstellung: 
Im Jahre 2008 ist mit dem Bebauungsplan Nr. 159 „Roter Steinweg – Wohnpark am 
See“, für den Bereich am ehemaligen Sandabbausee der Firma Holt am Roten 
Steinweg in Friedrichsfehn ein Wohnbaugebiet ausgewiesen worden. Die am 
Nordufer des Sees gelegenen Grundstücke werden hierbei über eine private 
Wegefläche erschlossen. Lage- und damit auch hausnummerntechnisch sind diese 
Grundstücke der Gemeindestraße Roter Steinweg zugeordnet. Die Lage der privaten 
Erschließungsstraße ist der Anlage Nr. 1 zu entnehmen. 
 
Das Baugebiet befindet sich hinsichtlich der Hausnummerierung am Anfang des 
Roten Steinweges. Deshalb waren bei der erstmaligen Berücksichtigung der 
hinzukommenden Baugrundstücke Anfang des Jahres 2009 die Hausnummern auf 
der östlichen Seite des Roten Steinweges durchgängig bis zur Friedrichsfehner 
Straße zu ändern. Zugrunde lag der Änderung die sich seinerzeit aus den 
Aufteilungsplänen des Investors ergebende Anzahl der am See geplanten 
Grundstücke. Eine erste Abweichung von diesem ursprünglichen Aufteilungsplan 
konnte 2011 hausnummerntechnisch noch durch die Vergabe von 
Buchstabenzusätzen zu den Hausnummern innerhalb des Baugebiets gelöst werden. 
 
Nunmehr ergibt sich aus der Teilung des am südlichsten gelegenen Grundstückes 
am Roten Steinweg noch einmal das Erfordernis, die Hausnummern anzupassen. Im 
Zuge der Auseinandersetzung mit den Anliegern über das Erfordernis einer weiteren 
Hausnummernänderung ist zur Eingrenzung der Problematik die Möglichkeit 
diskutiert worden, den Bereich des privaten Erschließungsweges aus der 
Hausnummernsystematik des Roten Steinweges herauszulösen, indem für diese 
Wegefläche ein eigener Straßenname vergeben wird. Dies hätte den Vorteil, dass 
zum einen die ohnehin nicht vorteilhafte Vergabe von Buchstabenzusätzen im 
südlichen Teilbereich (derzeit Hausnummern 1 bis 1 E) aufgelöst werden und 
insgesamt jedem Grundstück eine „ganze“ Hausnummer zugewiesen werden könnte 
ohne dass dies Auswirkungen auf die Anlieger des Roten Steinweges nördlich der 
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Einmündung des privaten Erschließungsweges hätte. Für deren Grundstücke war - 
wie oben ausgeführt – bereits im Jahre 2009 eine Hausnummernänderung 
durchzuführen, so dass sie erneut belastet würden. In der Vergangenheit 
aufgetretene Zuordnungs- und damit Auffindungsprobleme der Grundstücke an der 
Nordseite des ehemaligen Abbausees könnten durch die Vergabe eines eigenen 
Straßennamens ebenfalls ausgeräumt werden. 
 
Die Anlieger des Sees haben sich zu einer Eigentümergesellschaft 
zusammengeschlossen. Im Rahmen einer Gesellschafterversammlung dieser 
Steinweg-See GmbH ist der Option der Benennung des Stichweges kürzlich 
mehrheitlich zugestimmt worden. 
 
Es wird somit vorgeschlagen, dem Privatweg einen eigenen Straßennamen 
zuzuordnen. Aus der Anliegerschaft des Weges liegt derzeit der Name „Am See“ als 
Vorschlag vor. Gemäß § 58 Abs. 2 Nr. 1 Niedersächsisches 
Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) ist für die Benennung von Straßen der 
Gemeinderat zuständig, unabhängig davon, ob es sich um eine öffentliche oder 
private Straße handelt. 
 
Aufgrund der Vorteile, die sich durch die Vergabe eines eigenen Straßennamens im 
Zuge des sich hieran anschließend von der Verwaltung noch durchzuführenden 
Hausnummernänderungsverfahrens ergeben würden (s.o.), sollte der 
Beschlussvorschlag an den Rat über den Verwaltungsausschuss daher wie folgt 
lauten: 
 
Beschlussvorschlag: 
Für die private Erschließungsstraße im Baugebiet Nr. 159 in Friedrichsfehn Süd wird 
der Straßenname „Am See“ vergeben. 
 
Anlagen: 

- Übersichtsplan 
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